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Systemumbau statt 
Symptomkosmetik
Die Vorgänge um die Bundesanstalt für
Arbeit (BA) geben, je nach Gemütslage,
Anlass zu Ingrimm oder heiterer Melan-
cholie. Seit geraumer Zeit und mit zu-
nehmender Dringlichkeit mahnen inlän-
dische und internationale unabhängige
Personen und Institutionen mit hoher Re-
putation durchgreifende Reformen auf
dem Arbeitsmarkt an. Vergeblich. Viel-
mehr konnten sich die Ratgeber nur sehr
schwer des Eindrucks erwehren, der Ar-
beitsmarkt in Deutschland müsse im inter-
nationalen Standortwettbewerb erst an
die Wand gefahren werden, um so im Sin-
ne eines »pathologischen Lernens« einen
Kurswechsel zu erzwingen.
Plötzlich aber genügen Manipulationen
und Interpretationsspielräume im Zu-
sammenhang mit der Vermittlungsstatis-
tik der BA, um hektische Betriebsamkeit
auszulösen, mehr noch, der Sündenbock
scheint gefunden. Ein Schuft oder
Schelm, wer Böses dabei denkt: Kurz be-
vor Anfang Februar neue Hiobsbotschaf-
ten vom Arbeitsmarkt in Form von fast
4,3Mill. Arbeitslosen zur Veröffentlichung
anstanden, schlug die Meldung von un-
zuverlässigen Vermittlungsstatistiken der
BA wie eine Bombe ein und übertönte die
Nachrichten über die Arbeitsmarktlage.
Angriff ist bekanntlich immer noch die bes-
te Verteidigung, so als ob es der BA ob-
läge, für einen zufriedenstellenden Be-
schäftigungsstand Sorge zu tragen. Weit
gefehlt: Wettbewerbsfähige Arbeitsplätze
werden von privaten Unternehmen ge-
schaffen und für die Setzung adäquater
Rahmenbedingungen sind die Tarifver-
tragsparteien mit einer beschäftigungs-
freundlichen Lohn(-struktur-)politik und
der Gesetzgeber mit der Einrichtung ei-
nes hinreichend flexiblen institutionellen
Regelwerkes und mit notwendigen Re-
formen der Systeme der sozialen Siche-
rung zuständig.
Kommission
Immerhin: Die Bundesregierung hat eine
Kommission »Moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt« berufen, welche bis Mit-
te August dieses Jahres ein Konzept für
den künftigen Aufgabenzuschnitt und die
neue Organisationsstruktur der BA vor-
legen soll. Viel hängt nun von dem Selbst-
verständnis dieser Kommission ab. Wol-
len sich ihre Mitglieder als Unterneh-
mensberater und Organisationsfachleu-
te für eine Veranstaltung einspannen las-
sen, bei der lediglich ein Kurieren an
Symptomen auf der Tagesordnung steht,
oder besitzen sie genügend Durchset-
zungskraft, um der Bundesregierung ei-
nen größeren Wurf im Hinblick auf die Tä-
tigkeit der BA in Form eines Systemum-
baus vorschlagen zu dürfen? Falls die
Kommission die zweite Alternative ergreift,
kann ihr seitens der Wissenschaft mit Rat
geholfen werden, sie braucht das Rad
nicht völlig neu zu erfinden.
Anhaltspunkte hierfür liefern die folgen-
den Ausführungen, die sich mit der ge-




Der fällige Systemumbau bei der Arbeits-
losenversicherung sollte sich zwei Leit-
begriffe zu eigen machen: Eigenverant-
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wortung und Anreizkompatibilität. Konkret umgesetzt be-
deutet dies eine Umgestaltung der bisherigen Regelungen
bezüglich Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhil-
fe in drei Säulen: eine Grundsicherung gegen den Ver-
dienstausfall bei Arbeitslosigkeit, dazu eine freiwillige Zu-
satzversicherung in Form von Wahltarifen und schließlich
eine reformierte Sozialhilfe, welche die Höhe ihrer Leistun-
gen davon abhängig macht, ob der Empfänger erwerbsfä-
hig ist oder nicht.
Die Grundversicherung dient in erster Linie als Verdienst-
ausfallversicherung bei Arbeitslosigkeit. Sie ist verpflichtend,
es sei denn, der Arbeitnehmer weist eine anderweitige äqui-
valente Absicherung nach. Die Leistungen der Grundversi-
cherung sind für alle Arbeitslosen einheitlich, belaufen sich
wie derzeit auf rund zwei Drittel des vorangegangenen Net-
tolohns und sinken mit zunehmender Bezugsdauer von ein
bis zwei Jahren auf ein durchschnittliches Sozialhilfeniveau
ab. Weitergehende Ansprüche etwa auf arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen bestehen nicht, von einfachen Vermitt-
lungsbemühungen der Arbeitsämter abgesehen.
Die Finanzierung der Grundversicherung kann wie bisher
hälftig vom Arbeitnehmer beziehungsweise Unternehmen
erfolgen. Allerdings sollten sich die Arbeitnehmer keinen Il-
lusionen über die letztendliche Traglast hingeben. Zwar zah-
len die Unternehmen ihren Anteil, jedoch werden sie versu-
chen – und dies meist mit Erfolg –, die Kosten weiterzu-
wälzen. Entweder sie erhöhen die Preise ihrer Produkte, wo-
rauf der Reallohn der Arbeitnehmer sinkt, oder sie ersetzen
Arbeit durch Sachkapital, mit der Folge eines Beschäfti-
gungsabbaus, der sich ebenso bei Standortverlagerungen
ins Ausland einstellt. In allen drei Fällen tragen die Arbeit-
nehmer nach Beendigung aller Anpassungsprozesse, wel-
che durchaus eine längere Zeitspanne in Anspruch neh-
men können, auch die Last des »Arbeitgeberanteils«. So be-
trachtet läge es nahe, den Arbeitnehmern gleich die Finan-
zierung der Beiträge zu übertragen, nachdem sie vorher
durch eine angemessene Anhebung der Arbeitsentgelte da-
für entschädigt worden sind.
Gleichwohl spricht vermutlich die wohl größere Akzeptanz
der gesamten Reform dafür, es bei der hälftigen Aufteilung
der Beiträge zur Grundversicherung zu belassen. Hinzu
kommt bei dieser Vorgehensweise die Möglichkeit, die Bei-
träge des individuellen Unternehmens nach der Häufigkeit
seiner von ihm vorgenommenen Entlassungen im Vergleich
zum Branchendurchschnitt zu staffeln. Dafür spricht, dass
für das einzelne Unternehmen kein Anreiz geschaffen wer-
den sollte, sich auf Kosten der Allgemeinheit aller Beitrags-
zahler überdurchschnittlich zu entlasten. Dagegen spricht,
dass damit möglicherweise Unternehmen, die sich ohne-
hin in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befinden, zusätzlich
belastet werden. Da ein solches »experience rating« in den
Vereinigten Staaten seit längerem praktiziert wird, bietet sich
eine Auswertung einschlägiger Erfahrungen an. Des Weite-
ren könnte an zusätzliche Differenzierungen der Beiträge zur
Grundsicherung gedacht werden, beispielsweise nach Bran-
chenzugehörigkeit. Warum sollen Arbeitnehmer, die in flo-
rierenden Wirtschaftszweigen tätig sind, eine Quersubven-
tionierung von zurückbleibenden Sektoren betreiben? Eine
in diesem Zusammenhang häufig eingeforderte Solidarität
kann erforderlichenfalls über das Steuersystem bewerkstelligt
werden, denn sie wäre eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe und nicht nur die der Beitragszahler zur Arbeitslosen-
versicherung. Außerdem verschleiert eine solche Quersub-
ventionierung die tatsächlich anfallenden Kosten des Ar-
beitseinsatzes in wirtschaftlich schwachen Branchen mit der
Folge allokativer Fehlleitungen.
Die zweite Säule besteht aus freiwilligen Zusatzversiche-
rungen zur Grundversicherung. Denn vielen Arbeitnehmern
mögen deren Leistungen allzu dürftig erscheinen. Diesen
Leuten kann geholfen werden, auf eigene Kosten freilich.
Wahltarife und Zusatzleistungen mögen sich dabei auf viel-
fältige Leistungen beziehen. Ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit zählen dazu Familienzuschläge (bei Bedürftigkeit
kämen hierfür gegebenenfalls staatliche Zuschüsse in Be-
tracht), eine längere Anspruchsdauer auf Unterstützungs-
zahlungen oder eine großzügigere Ausgestaltung der Leis-
tungen im Zeitablauf (also etwa in konstanter Höhe anstatt
in fallender). Des Weiteren können die Kostenübernahme
von verstärkten Vermittlungsbemühungen, Fortbildungs- und
Umschulungsmaßnahmen von privaten und/oder staatlichen
Trägern Gegenstand der zusätzlichen Versicherungsleis-
tungen sein, ebenso Mobilitätshilfen wie die Übernahme von
Umzugskosten. Allerdings: Ein umfassender Versiche-
rungsschutz erfordert höhere Beiträge, die allein von den Ar-
beitnehmern aufzubringen sind. Wie in der Kfz-Versicherung
ist Vollkasko teurer als Teilkasko.
Eine Sozialhilfe, die danach unterscheidet, ob ihr Empfän-
ger erwerbsfähig ist oder nicht, stellt die dritte Säule dar.
Die Reform der Sozialhilfe bezieht sich in erster Linie auf er-
werbsfähige Sozialhilfebezieher. Hier geht es darum, wir-
kungsvolle Anreize zu schaffen, angebotene Arbeitsplätze
zu akzeptieren. Etwas zugespitzt formuliert, belohnt das der-
zeitige System das Nichtstun und bestraft die Arbeitsauf-
nahme, weil ein zusätzlich zur Sozialhilfe erzieltes Arbeits-
einkommen recht schnell und dann ziemlich drastisch auf
die Sozialhilfe angerechnet wird (»Transferentzugsrate«). Zur
Lösung dieses Problems liegt eine Reihe von Vorschlägen
vor. Sie werden hierzulande teilweise in Modellversuchen er-
probt oder im Ausland bereits umgesetzt und reichen von
Varianten eines Einstiegsgelds über diverse Konzepte ei-
nes Kombilohns bis hin zum »Earned Income Tax Credit«
(EITC), der in den Vereinigten Staaten zur Anwendung kommt
und eine abgesenkte Sozialhilfe mit Zuzahlungen bei Ar-
beitsaufnahme kombiniert. Gewiss: Ein Königsweg, der so-
fort und umfassend hilft, nichts kostet und keine Neben-
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wirkungen mit sich bringt, ist nicht in Sicht. Vielmehr gilt es,
eine Reihe von Schwierigkeiten und Detailproblemen zu lö-
sen. Aber: Das Rad braucht auch hier nicht neu erfunden
zu werden, aber in Schwung bringen muss man es schon.
Aktive Arbeitsmarktpolitik
Die aktive Arbeitsmarktpolitik steht seit längerer Zeit im Kreuz-
feuer der Kritik. Für die einen ist sie ein ordnungspolitischer
Sündenfall, mit dessen Hilfe der Staat als Reparaturbetrieb
lohnpolitischen Fehlverhaltens missbraucht wird. Für die an-
deren stellt sie ein hilfreiches Instrument dar, denn es sei al-
lemal besser, Arbeit statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren.
Vielleicht liegt die Wahrheit irgendwo zwischen beiden Ex-
trempositionen, allein, wir wissen das nicht, so erstaunlich
das klingen mag. In der Tat wären die Aktionäre in der Haupt-
versammlung eines sehr großen Unternehmens höchst un-
angenehm überrascht, wenn ihnen der Vorstandsvorsitzende
zwar von einem Großprojekt von jährlich über 20 Mrd. q be-
richtete, indessen passen müsste, wenn es um die Beant-
wortung der Frage ginge, ob es sich denn rentiert habe. Ob
der Vertrag dieses Vorstandsvorsitzenden wohl verlängert
würde? Die Parallelen zur aktiven Arbeitsmarktpolitik liegen
auf der Hand, wenn die Begriffe »Aktionäre« durch »Steuer-
und Beitragszahler« und »Großprojekt« durch »Ausgaben für
die aktive Arbeitsmarktpolitik« ersetzt werden. Kurzum: Ei-
ne fundierte Evaluation der Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik erscheint seit längerem als überfällig und
die Kommission »Moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt« wäre sehr gut beraten, diesbezüglich den Druck auf
die BA ganz erheblich zu verstärken.
Denn natürlich ist es nicht so, dass die BA sich diesem Er-
fordernis rundweg und öffentlich verweigert hätte. Das wä-
re dann doch zu offensichtlich gewesen. Vielmehr hat man
sich mit der Erstellung von »Eingliederungsbilanzen« be-
gnügt, die für bestimmte Zwecke brauchbar sein mögen,
nur eben nicht im Hinblick auf eine aussagekräftige Evalu-
ation. Mit Hilfe dieser Eingliederungsbilanzen werden »Ver-
bleibsquoten« von Teilnehmern an arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen ermittelt und anschließend Erfolgsmeldungen
des folgenden Typs veröffentlicht: »Untersuchung bestätigt
Erfolg der beruflichen Fortbildung von Arbeitslosen. Zwei
Drittel der Teilnehmer an Fortbildungsmaßnahmen der Ar-
beitsämter waren innerhalb eines Jahres nach Kursende
nicht mehr arbeitslos« (Presseinformation 06/02 der BA vom
22. Januar 2002). Das ist mitnichten eine »Erfolgsbestäti-
gung«, denn so einfach gestaltet sich die Erfolgskontrolle lei-
der nicht.
Selbst einmal unterstellt, die nicht mehr als arbeitslos ge-
meldeten früheren Teilnehmer wären anschließend be-
schäftigt (und hätten sich nicht etwa aus dem Erwerbsleben
zurückgezogen), so stellt sich immer noch die Frage, ob
die Arbeitslosen nicht auch ohne Teilnahme an der Fortbil-
dung einen Arbeitsplatz gefunden hätten, schlimmer noch,
vielleicht sogar früher, weil sie sich ohne Fortbildung inten-
siver auf die Suche nach einem solchen gemacht hätten. Mit
anderen Worten: Es fehlt die Kontrollgruppe der Nichtteil-
nehmer. Denn vielleicht sind es gerade motivierte und qua-
lifizierte Arbeitslose, die sich um eine Teilnahme an arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen bemühen.
Die Angehörigen des Bundesgesundheitsamtes würden ver-
mutlich einen Lachkrampf bekommen, wollte ihnen ein Phar-
mahersteller die Wirksamkeit eines Medikaments, dessen
Zulassung er beantragt, mit Hilfe ähnlich zu den Eingliede-
rungsbilanzen konstruierter »Gesundungsbilanzen« bewei-
sen. Bekanntlich wird bei solchen Untersuchungen einem
Teil der Kranken das Medikament, einem anderen ein Pla-
cebo verabreicht, der Kontrollgruppe nämlich. Was bei den
Gesundheitsbehörden eine Selbstverständlichkeit darstellt,
stieß bei den Verantwortlichen der BA lange Zeit auf wenig
Gegenliebe, obwohl sich die Situation mittlerweile anschickt
zu verbessern.
Das freilich immer noch zögerliche Umdenken der Admi-
nistration der BA wurde neben einem geharnischten Protest
aus der Wissenschaft möglicherweise auch dadurch in Gang
gesetzt, dass Arbeitsmarktforscher auf der Grundlage em-
pirischer Untersuchungen mit Hilfe eigens konstruierter Kon-
trollgruppen zu insgesamt skeptischen Einschätzungen be-
züglich der Wirksamkeit arbeitsmarktpolitischer Maßnah-
men gelangten. Angesichts einer unzulänglichen Datenba-
sis liefern solche Studien bestenfalls vorläufige Resultate und
allenfalls nur sehr bedingt eine Basis für wirtschaftspolitische
Empfehlungen. Die BA kann hier mit adäquaten Daten weiter-
helfen und sollte von der Kommission dazu mehr als bisher
nachdrücklich aufgefordert werden.
Trost
Wie dem auch immer sein mag, die Kommission sollte kla-
re Positionen erforderlichenfalls auch gegen Widerstände
aus der BA beziehen. Sie mag sich mit folgender Weisheit
wappnen: »Die Nürnberger hängen keinen, sie hätten ihn
denn.«
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Betrachtet man die Vorgänge im Februar und März hin-
sichtlich der Implosion der Bundesanstalt für Arbeit in einem
ersten resümierenden Rückblick, so offenbart sich primär
der Einfluss der vierten Kraft in unserem politischen Gefü-
ge, womit natürlich nicht die Wirtschaftswissenschaft ge-
meint ist, sondern der Einfluss der Medien und der media-
len Zuspitzung einer Affäre zu einer fundamentalen institu-
tionellen Krise. Oberflächlich betrachtet kann man durchaus
die verwunderte Frage stellen, was denn eigentlich wirklich
passiert ist. 
Dass die Bundesanstalt für Arbeit (BA) – nach den zwischen-
zeitlich auch bestätigten Prüfergebnissen – lediglich ein Drit-
tel der ausgewiesenen Vermittlungen, unter Berücksichti-
gung der interessanten Kategorie der »unklaren Zuordnung«
von Vermittlungsfällen maximal etwas über 60%, auch tat-
sächlich getätigt hat – ist diese statistische Manipulation
wirklich so außergewöhnlich? Auch und gerade im Vergleich
zu den an dieser Stelle so hoch gelobten privaten, auf Ge-
winn gerichteten Unternehmen? Man denke hier nur an die
Manipulationen seitens der am Neuen Markt gelisteten Unter-
nehmen hinsichtlich Umsatz- und vor allem Gewinnent-
wicklungsprognosen oder an die bilanzkosmetischen Ver-
renkungen eines Gewinns vor Steuern und Abschreibungen,
wie ihn die Telekom als Erfolg ausgewiesen hat. Ist dieses
Phänomen des »strategischen Buchens« nicht systemim-
manent in einer Behörde, die sich über Zwangsbeiträge fi-
nanziert und deren Existenz (aber auch ganz praktisch de-
ren Stellenausstattung) letztendlich ausschließlich an eini-
gen wenigen quantitativen Belastungs- und „Erfolgs“indi-
katoren festgemacht wird?
Arbeitsvermittlung in Spurenelementen
Der entscheidende Punkt gerade auch der medialen Entrüs-
tung war die Erkenntnis, dass die gemeinhin als »Kernkom-
petenz« der Arbeitsämter angenommene Vermittlung von Ar-
beitslosen nicht nur qualitativ, sondern auch quantitativ ein
Schattendasein gefristet hat und beispielsweise die Verwal-
tung der Arbeitsverwaltung mit mehr als 10 000 Mitarbeitern
eine größere Manpower aufweist als die Vermittlung im en-
geren Sinne, für die weniger als 10% der Mitarbeiter vorge-
sehen sind. 
Hinzu kommt an dieser Stelle, dass zugleich die reale Ar-
beitszeit der Arbeitsvermittler partitioniert ist zuungunsten
ihrer eigentlichen Aufgabe, vor allem durch die unmittelba-
re und faktisch dominante Verknüpfung mit der Arbeitslo-
senversicherung und ihren leistungsrechtlichen Regularien.
Ganz praktisch bedeutet dies, dass z.B. das Erstgespräch
zwischen Vermittler und Arbeitslosen beherrscht wird von
Fragen der »Verfügbarkeit« für den Arbeitsmarkt, der Be-
lehrung über die »Zumutbarkeit« bestimmter Arbeitsange-
bote oder auch gleich der »gezielten Beratung« hinsichtlich
der Teilnahme an einer der diversen Weiterbildungsmaß-
nahmen, deren vorgegebene Teilnehmerzahlen »aufzufüllen«
sind, damit die für das Haushaltsjahr eingeplanten Mittel
möglichst »punktgenau« gebunden werden können – auch
wenn die Teilnahme an der Maßnahme individuell häufig mehr
als fragwürdig ist. 
Hinzu kommt für den einzelnen Vermittler eine Art »negati-
ve Wahrnehmungsverzerrung« dahingehend, dass sich die
»guten Risiken« der Arbeitslosenversicherung nur zur Ar-
beitslosmeldung in das Arbeitsamt begeben, weil dies er-
forderlich ist, um die Lohnersatzleistungen beziehen zu kön-
nen, aber sich ansonsten eher auf dem Wege der Zei-
tungsanzeigen, der Kontakte im Bekanntenkreis oder auch
der Initiativbewerbung um einen neuen Arbeitsplatz bemü-
hen und diesen in der Regel auch in den ersten drei Mona-
ten erhalten und somit das Arbeitsamt nicht mehr »bemü-
hen« müssen. Insofern gibt es natürlich eine Häufung »pro-
blematischer« Fälle beim Arbeitsvermittler.
Intensiviert wird dieses Dilemma noch durch behördenin-
terne »Modernisierungsschritte« unter dem Titel »Ar-
beitsamt 2000«, die im Kern eine Zusammenlegung der
bis dahin getrennten Arbeitsvermittlung und Leistungs-
abteilung beinhalten und dazu geführt haben, dass in vie-
len Ämtern nicht mehr nach Berufen oder Berufsbereichen
vermittelt wird, sondern nach Buchstaben der Antrag-
steller, weil dies eine gleichmäßigere Auslastung der Leis-
tungssachbearbeitung sicherstellt, aber zugleich natürlich
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auch zu einer qualifikatorischen Entleerung der Vermitt-
lung, denn wer kann schon das gesamte Berufespektrum
abdecken?1
Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung als
»Vermittlungshemmnis«
Nicht vergessen werden sollte bei einer Beurteilung der Ef-
fektivität und Effizienz der deutschen Arbeitsverwaltung die
Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung mit ihren bei-
den Leistungssystemen (beitragsfinanziertes) Arbeitslosen-
geld und (steuerfinanzierte) Arbeitslosenhilfe, die sich beide
am Leitbild der Lebensstandardsicherung in Form eines re-
lativen Abbilds der Einkommenspositionierung vor Eintritt
der Arbeitslosigkeit orientieren. Sie führen u.a. nicht nur da-
zu, dass es die in der ökonomischen Literatur vielfach be-
schriebenen negativen Anreizwirkungen auf das eigene
Suchverhalten und vor allem auch auf den bei dieser Su-
che eingebrachten Anspruchslohn gibt2, sondern vor allem
auch eine enorme administrative Ressourcenbindung in der
Arbeitsverwaltung generiert wird. Denn in jedem einzelnen
Fall müssen sehr umfängliche Berechnungen durchgeführt
werden auf der Basis von Unterlagen, die der Antragsteller
(also jemand, der meist über längere Zeiträume Beiträge ge-
zahlt hat) erst einmal selbst von teilweise diversen früheren
Arbeitgebern besorgen muss. 
Die nicht-degressive Ausgestaltung des Arbeitslosengeldes
(in Verbindung mit bis zu 32 Monaten ausgeweiteten Be-
zugsdauern für ältere Arbeitnehmer) sowie die im Anschluss
daran unbefristet gewährte Arbeitslosenhilfe führen zugleich
dazu, dass Anreize gesetzt werden, sich einer frühzeitigen
Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt zu entziehen und
zumindest partiell unrealistische Vorstellungen hinsichtlich
der Vergütungshöhe einer Anschlussbeschäftigung zu ent-
wickeln. Dies führt in Kombination mit dem gerade am An-
fang der Arbeitslosigkeit vorhandenen Zeitaufwand für die
Regelung der leistungsrechtlichen Fragen dazu, dass die
erste Phase der Arbeitslosigkeit mit eigentlich guten Ver-
mittlungsmöglichkeiten oftmals verloren geht.
Die erste Reformstufe der Bundesregierung –
Modernisierung »light«
Die Bundesregierung hat nunmehr einen Zwei-Stufen-Plan
zur Modernisierung der BA vorgelegt, deren erste Stufe
bereits zum 1. April in Kraft getreten ist. Die zweite Stufe
soll eine grundlegende Neuorganisation der BA sein, die
von einer 15-köpfigen Kommission unter Leitung des VW-
Personalvorstandes Peter Hartz bis zum 15. August – al-
so in gerade einmal vier Monaten und dann noch in der
heißen Wahlkampfphase – erarbeitet werden soll. Neben
einer Neuorganisation der Leitungsstrukturen an der Spit-
ze der BA in Form eines dreiköpfigen Vorstandes mit Flo-
rian Gerster als Vorstandssprecher beinhaltet die erste
Stufe vor allem die in einem Rekordtempo eingeführten
Vermittlungsgutscheine als neues Instrument der Ar-
beitsmarktpolitik in Verbindung mit einer sehr weitgehen-
den Deregulierung des Bereichs der privaten Arbeitsver-
mittlung, denn die bisherige Erlaubnispflicht für solche An-
bieter wurde ersatzlos gestrichen – übrigens gegen die
Empfehlung des Fachverbandes (Bundesverband Per-
sonalvermittlung), der sich für eine Beibehaltung ausge-
sprochen hat und nun zumindest ein Mindestmaß an Qua-
litätsanforderungen anmahnt. Die neuen Vermittlungs-
gutscheine (§ 421g SGB III) greifen nach einer Dauer der
Arbeitslosigkeit von drei Monaten und sind vom Gut-
scheinwert gestaffelt nach der Dauer (1 500 p bei drei
bis sechs Monaten Arbeitslosigkeit, 2 000 p bei sechs bis
neun und 2 500 p bei mehr als neun Monaten Arbeitslo-
sigkeit). Hinzu kommt, dass private Vermittler bei Ar-
beitslosen mit einer Dauer der Arbeitslosigkeit von unter
drei Monaten nunmehr ein Honorar von bis zu 1 500 p
von den Arbeitsuchenden verlangen dürfen, wenn es zu
einer erfolgreichen Vermittlung kommt. Bei Personen, die
keinen Anspruch auf einen Vermittlungsgutschein haben,
können sogar 2 500 pverlangt werden.
Hier nun werden einige elementare Dinge auf den Kopf
gestellt. Zum einen muss man sich verdeutlichen, worum
es bei der privaten Arbeitsvermittlung eigentlich geht. Aus-
gehend von den beiden Zugangswegen zur Vermittlung,
also der stellen- und der bewerberorientierte Ansatz, ist die
»normale« private Arbeitsvermittlung eine stellenorientier-
te Vermittlung im Sinne der Funktion einer »ausgelagerten
Personalabteilung«, die für Unternehmen deren Stellen-
besetzungsbedarfe zu befriedigen versucht und davon aus-
gehend die möglichst geeigneten Bewerber sucht. Hinge-
gen ist die Tätigkeit der Arbeitsämter wie auch einiger we-
niger spezialisierter Anbieter wie z.B. Maatwerk primär
bewerberorientiert und geht von einem »konkreten« Ar-
beitslosen aus, für den ein geeignetes Stellenangebot ge-
sucht wird. 
Nunmehr kommt es zu einer unter Allokationsgesichts-
punkten fragwürdigen Vermischung der unterschiedlichen
Funktionalitäten, denn bei einem stellenorientierten Ansatz
macht es durchaus Sinn, dass ausschließlich der Auftrag-
geber, also das Unternehmen, ein Honorar für die Vermitt-
lungstätigkeit zu zahlen hat, wobei sich auf dem Markt seit
der Deregulierung 1994 ein »Gleichgewichtspreis« von et-
wa zwei Bruttomonatsgehältern des Einzustellenden her-
auskristallisiert hat. Dies ist gerade vor dem Hintergrund
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wichtig, dass es sich bei Arbeitsvermittlung um ein »Erfah-
rungs- bzw. Vertrauensgut« auf einem Markt mit hohen In-
formationsunsicherheiten und -asymmetrien handelt und
die Regulierung zur Vermeidung von adverser Selektion im
Wesentlichen über die Marktreputation und die Bindung
an die Honorarzahlung läuft. Auch der bewerberorientierte
Ansatz der Vermittlung lässt sich auf private Anbieter out-
sourcen, nämlich über ein klares »Auftragsverhältnis« im
Sinne eines Erfolgshonorars für die Vermittlung z.B. von be-
sonders »problematischen« Arbeitslosen oder Sozialhil-
feempfängern. 
Mit der vorliegenden Ausgestaltung der Vermittlungsgut-
scheine vor allem in Verbindung mit der Höhe der Gut-
scheinwerte kommt es nun deshalb zu problematischen
Effekten, weil die bisherige Trennung der beiden Funktio-
nalitäten – die im Bereich der »Beauftragung von Dritten«
durch die Arbeitsämter suboptimal ausgestaltet war durch
die bürokratische Dominanz der BA und vor allem durch
die insgesamt wohl zu niedrige Prämienhöhe3 – aufgeho-
ben und vermengt wird. Praktisch bedeutet dies, dass ne-
ben dem bürokratischen Hemmnis komplizierter Dreiecks-
verträge zwischen Arbeitsamt, privaten Vermittler und Ar-
beitslosen die privaten Agenturen aufgrund der vorgese-
henen Prämienhöhe zu einer betriebswirtschaftlich nicht
effizienten Mischkalkulation übergehen müssen, denn wenn
der Gutscheinwert von z.B. 2 000 p nicht aufwandsadä-
quat ist, dann muss der Rest aus einer anderen Quelle
akquiriert werden, also vom abnehmenden Unternehmen,
denn bei »Gutschein-Arbeitslosen« ist der Honoraranspruch
auf den Gutscheinwert begrenzt. Grosso modo sei hier
die Prognose gewagt, dass diese Neuregelung arbeits-
marktlich nicht viel bringen wird. Schon bald wird es um
eine »aufwandsadäquate« Anpassung der drei Gutschein-




Wie sehen die Alternativen aus? Zunächst einmal könnte mit
relativ einfachen Maßnahmen die Arbeitsvermittlung inner-
halb der BA gestärkt werden. Hierbei geht es weniger um
eine rein zahlenmäßige Aufstockung der Vermittlung. Es wä-
re schon viel gewonnen, wenn die vorhandenen Vermittler
nicht nur 20 bis 30% ihrer Nettoarbeitszeit mit dem Vermit-
teln verbringen wie heute, sondern wenn sie wirklich 100%
zur Verfügung hätten. Hierfür müssten sie herausgelöst wer-
den aus der Verklammerung mit dem leistungsrechtlichen
Teil der Arbeitslosenversicherung, und zugleich sollte hier
durchaus mit erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten
gearbeitet werden. Das wird bei den qualifizierten Vermitt-
lern enorme Produktivitätssteigerungen hervorrufen. Außer-
dem sollte hinsichtlich des Einsatzes von Gutscheinen nicht
mit Kanonen auf Spatzen geschossen werden (wie nunmehr
geschehen durch eine sehr undifferenzierte flächendecken-
de Einführung dieses neuen Instruments), sondern not-
wendig wäre eine klare Priorisierung. Bezugnehmend auf
die Untersuchung von Karr (2002) sollte eine Effizienzstei-
gerung der Arbeitsvermittlung – gemessen am Ziel der ver-
miedenen Arbeitslosigkeitsperioden – in einer ersten und ge-
rade für Deutschland überaus relevanten Stufe auf die Lang-
zeitarbeitslosen fokussieren, denn für die Kategorie der Ar-
beitslosen mit zwei bis vier Jahren Dauer ergibt sich bei
Vermittlung eine 27-fach höhere Wirkung auf den Arbeits-
losenbestand als durch die Vermittlung eines Arbeitslosen
aus der Dauerkategorie unter drei Monate. 
Vor dem Hintergrund dieser Werte würde es durchaus Sinn
machen, mit sehr großzügig ausgestalteten Prämien zu ope-
rieren. Gerade die Vermittlung und Betreuung der Lang-
zeitarbeitslosen kann durchaus – wie die völlige Privatisie-
rung der so genannten »Reintegrationsdienste« in den
Niederlanden gezeigt hat – durch spezialisierte und profes-
sionalisierte Agenturen erfolgen. Der Aufbau der dafür er-
forderlichen Angebotsseite wird aber nur gelingen, wenn
a) die Prämienhöhen anreizadäquat ausgestaltet sind und
b) eine Dauerperspektive für die Agenturen sichergestellt
wird. Angesichts der bekannten Schwerfälligkeit und ge-
wissermaßen auch systemisch bedingten Reformresistenz
der BA sollte ernsthaft überlegt werden, dem niederländi-
schen Beispiel zu folgen. Damit verbunden wäre in einer
zweiten Stufe die grundsätzliche Frage, ob man nicht bei
einer wirklichen Neuordnung der Vermittlung einen großen
Sprung noch vorne macht und die in der theoretisch-kon-
zeptionellen Diskussion seit langem geforderte Einrichtung
von »one-stop«-Agenturen – auch hier sind die Niederlän-
der mit ihren »Zentren für Arbeit und Einkommen« Vorbild –
auf der kommunalen Ebene endlich umsetzt. 
Mit diesem Weg einer dezentralen Konzentration der plura-
len Anbieterstruktur ließe sich ein erheblicher Effizienzge-
winn prognostizieren, da sich dadurch Leerzeiten, die im be-
stehenden System eine längere als erforderliche Arbeitslo-
sigkeit induzieren, reduzieren lassen und zugleich zahlreiche
institutionelle Schnittstellen (Arbeitsamt, Sozialamt, aber auch
Jugendamt bei Fragen der Kinderbetreuung sowie eine
schnellere Zusammenarbeit mit privaten Anbietern wie Zeit-
arbeits- und Vermittlungsagenturen) optimieren lassen.
Beschäftigungsorientierte Modernisierung der
Arbeitslosenversicherung
Die Gefahr ist aber sehr groß, dass die gegenwärtige Re-
formdebatte im Teilbereich der Vermittlung versandet und
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die eigentliche Herausforderung aus den Augen verloren
wird. Bezugnehmend auf die seit längerem geführte Debatte
über eine Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit der So-
zialhilfe sowie die Reformvorschläge zur Sozialhilfe selbst
muss die Arbeitslosenversicherung einer grundlegenden Re-
form unterzogen werden, um die damit verbundenen posi-
tiven Anreizmechanismen zu erschließen. 
Es kann an dieser Stelle nicht diskutiert werden, ob die Vor-
schläge hinsichtlich einer Privatisierung der Arbeitslosen-
versicherung (vgl. hierzu vor allem Glismann und Schrader
2001) bereits ausgereift genug sind, um einen derart radi-
kalen Systemwechsel rechtfertigen zu können. Allerdings
kann man sich für eine erste Stufe durchaus vorstellen, be-
schäftigungsfördernde Elemente zu implementieren, wobei
hier auf die beiden Grundfunktionen von Versicherungen ab-
gestellt wird, also einerseits eine Sicherheitspräferenz zu be-
friedigen und andererseits die Wagnisbereitschaft zu erhö-
hen. Dazu gehört eine degressive Ausgestaltung des Ar-
beitslosengeldes mit einer maximalen Bezugsdauer von zwölf
Monaten, wobei in der Anfangsphase durchaus großzügi-
gere Lohnersatzleistungen wie im dänischen Beispiel ge-
währt werden können. 
Enorme Sparpotentiale auf der Verwaltungsseite würden
sich ergeben, wenn zu einer pauschalierten Leistungsge-
währung übergegangen wird, also nicht mehr für jeden
Einzelfall umständlich ein individuelles Arbeitslosengeld
ausgerechnet werden müsste. Zugleich könnte man eine
Zweiteilung der Arbeitslosenversicherung in Erwägung zie-
hen mit einer Basissicherung und einem Wahlleistungs-
bereich. Im letzteren Segment müsste es z.B. zulässig sein,
Karenzzeitregeln einzuführen, also z.B. für einen geringe-
ren Arbeitnehmerbeitrag auf den Leistungsbezug im ers-
ten Monat der Arbeitslosigkeit zu verzichten, da man da-
von ausgeht, dass man schnell wieder einen neuen Ar-
beitsplatz findet oder aus vorhandenem Vermögen die Ka-
renzzeit überbrücken kann. Die Bemessung der Arbeit-
geber könnte sich bei einem Trennsystem dann durchaus
nach einem für die deutschen Verhältnisse zu entwickeln-
den »experience-rating«-Modell richten, um die massive
Quersubventionierung im bestehenden System zu redu-
zieren. Die hier nur angedeutete Notwendigkeit des Um-
baus der Arbeitslosenversicherung verweist auf die ei-
gentliche Herausforderung für die Zukunft der BA – und
die Reaktionen auf Gersters Vorstoß zur Verkürzung der
Bezugsdauer bei älteren Arbeitslosen geben eine Vorah-
nung, auf welche Widerstände sich ein solcher Moderni-
sierungsansatz einstellen muss.
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